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Vorschlag der Verwaltung zur grundsätzlichen Verfahrensweise bei der Behandlung dieser Beschlussvorlage: 

 

Beschlussempfehlung zur Verfahrensweise: 
 
Der Stadtrat der Stadt Burg beschließt die Behandlung der nachfolgenden Beschlussvorlage einschließlich der Behandlung der eingegangenen 
Einzelstellungnahmen so vorzunehmen und durchzuführen, wie es die Verwaltung in dieser Anlage zum Beschluss-Nr. 032/2026 vorschlägt.  

Der Beschlussempfehlung der Verwaltung wird gefolgt 
nicht 

gefolgt 
Enthalt-

ung 
Abstimmungsergebnis 

des Stadtrates: 

Beratungsergebnis des Umweltausschusses    stimmberechtigt  

Beratungsergebnis des Wirtschafts- und Vergabeausschusses    ja 
 

Beratungsergebnis des Wirtschafts- und Vergabeausschusses 
Beratungsergebnis des Bau- u. Ordnungsausschusses 

   nein  
 

Beratungsergebnis des Hauptausschusses    Enthaltung  
 

Beschluss des Stadtrates    Befangenheit 
 

 

Nachstehend werden die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange behandelt.  
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A Beteiligung der Öffentlichkeit während des Aufstellungsverfahrens 

1. Der Stadtrat der Stadt Burg hat in seiner öffentlichen Sitzung am 30. September 2021 mit der Beschlussvorlage 149/2021 die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 117 für den „Solarpark östlich von Gütter“ beschlossen. Zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 Planungsicherstellungsgesetz (PlanSiG) wurde die Auslegung im Internet durchgeführt. Zusätzlich lag der Planvorentwurf 
und die dazugehörige Begründung mit Stand vom November 2022 in der Zeit vom 23. Januar 2023 bis 08. Februar 2023 zu jedermanns Einsicht 
in der Stadtverwaltung Burg öffentlich aus. Es bestand die Gelegenheit zu Erörterung. Aus der im o.g. Zeitraum durchgeführten Beteiligung der 
Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sind keine Stellungnahmen hervorgegangen. 

2. Der Stadtrat der Stadt Burg hat in seiner öffentlichen Sitzung am 12. Oktober 2023 mit der Beschlussvorlage 149/2023/1 den Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 117 für den „Solarpark östlich von Gütter“ die Begründung (Stand: September 2023) zuzüglich des 
Umweltberichtes (Stand September 2023) zur Durchführung einer öffentlichen Auslegung für die Dauer eines Monats gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. Dazu lagen der Satzungsentwurf, die dazugehörige Begründung (Stand: September 2023) und der Umweltbericht in der Zeit vom 04. 
Dezember 2023 bis zum 05. Januar 2024 zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich in der Stadtverwaltung Burg aus. Auf die 
Öffentlichkeitsbeteiligung wurde ortsüblich mit Bekanntmachung im „Amtsblatt der Stadt Burg mit den Ortschaften Detershagen, Ihleburg, Niegripp, 
Parchau, Reesen und Schartau“ 27. Jahrgang, Nr. 38 vom 27. November 2023 hingewiesen. 

Aus der im o.g. Zeitraum durchgeführten Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sind keine Stellungnahmen 
hervorgegangen. 

3. Der Stadtrat der Stadt Burg hat in seiner öffentlichen Sitzung am 03. Dezember 2025 mit der Beschlussvorlage 121/2025 den 2. Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 117 für den „Solarpark östlich von Gütter“ die Begründung (Stand: Oktober 2025) zuzüglich des 
Umweltberichtes (Stand Oktober 2025) zur Durchführung einer öffentlichen Auslegung für die Dauer eines Monats gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. Dazu lagen der Satzungsentwurf, die dazugehörige Begründung und der Umweltbericht in der Zeit vom 08. Dezember 2025 bis zum 
09. Januar 2026 zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich in der Stadtverwaltung Burg aus. Auf die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde ortsüblich mit 
Bekanntmachung im „Amtsblatt der Stadt Burg mit den Ortschaften Detershagen, Ihleburg, Niegripp, Parchau, Reesen und Schartau“ 29. Jahrgang, 
Nr. 48 vom 5. Dezember 2025 hingewiesen. 

Aus der im o.g. Zeitraum durchgeführten Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sind keine Stellungnahmen 
hervorgegangen. 
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B Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die im Rahmen dieses 2. Entwurfs zu beteiligenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind mit Schreiben der Stadt Burg vom 
8. Dezember 2025 gem. § 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB angeschrieben und zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum  
9. Januar 2026 aufgefordert worden.  

Die anliegenden Tabellen geben einen Überblick über die beteiligten Behörden sowie die abgegebenen Stellungnahmen einschl. der Wertungen 
und ggf. erforderlichen Beschlussepfehlungen.  

Insgesamt sind 5 Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung eingegangen. Diese hat die Verwaltung geprüft und, wenn notwendig, mit 
Wertungen versehen.  

Beschlussempfehlungen wurden nicht ausgesprochen.  

  



Bauleitplanung 
der Stadt Burg Bauleitplanung der Stadt Burg / Aufstellungsverfahren / vorhabensbezogener Bebauungsplan Nr. 117 Sondergebiet „Solarpark östlich 

von Gütter“ / Anlage 1 zu BV 032/2026 (Abwägungsbeschluss) 
Seite 6 

 

1. Avacon Netz GmbH vom 15.12.2025 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Nichtbetroffenheit AZ 51.10.14.2022.0006 FB 3/3.1.2-ben 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon Netz GmbH/ Avacon Wasser GmbH / WEVG GmbH & Co 
KG. 

Änderungen der uns vorliegenden Planung bedürfen einer erneuten Prüfung. 

Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

2. Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt, Referat Bodendenkmalpflege vom 05.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

anbei erhalten Sie die Teilstellungnahme der Abteilung Bodendenkmalpflege; die Teilstellungnahme der Abt. Bau- und 
Kunstdenkmalpflege geht Ihnen ggf. gesondert zu. 

Zu oben genanntem Vorhaben erhalten Sie aus Sicht des Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie (LDA) folgende fachliche 
Stellungnahme zu archäologischen Belangen. 

Im Umfeld des geplanten Vorhabens befinden sich gemäß § 2 DenkmSchG LSA archäologische Kulturdenkmale zur Ausdehnung 
vgl. Anlage. 

Das Areal liegt auf relativ ebenem Gelände, im Umkreis des Vorhabengebiets fließen mehrere wasserführende Gräben, bei denen es 
sich um ehemalige Bachläufe handelt. 

Gewässerbereiche zogen die Menschen seit je her an. Sachsen-Anhalt wird vom Menschen seit über 400.000 Jahren aufgesucht. Zu 
dieser Zeit bis um ca. 5.500 v. Chr. waren die Menschen noch nicht sesshaft, sondern lebten nomadisch als Sammler und Jäger. Im 
Bereich von Wasserläufen oder Seen wurden saisonal Rastplätze errichtet, einige wurden - so zeigen es die aktuellen Grabungen - 
von Zeit zu Zeit, vielleicht auch Jahr um Jahr, immer wieder aufgesucht und genutzt. Vor rund 7.000 Jahren wurde die 
jahrtausendelang erprobte Lebens- und Wirtschaftsweise zugunsten von Ackerbau und Viehzucht aufgegeben; die Menschen wurden 
sesshaft. In die noch geschlossene Walddecke wurden kleine Inseln gerodet - hier entstanden Ackerflächen und Siedlungen. Bei der 
Standortwahl war stets neben Bodenqualität und Ausrichtung vor allem die Gewässernähe ein wichtiger Parameter. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Die Mehrheit der Bodendenkmale liegen unmittelbar oder nahe an bestehen den oder ehemaligen Gewässern (Seen, Weiher, Flüsse 
Bäche, Quellen, Solle) bzw. deren angrenzenden organischen Bildungen (Moor, Anmoor) und Feuchtböden; sie reihen sich oft 
perlschnurartig an solchen auf. Während aller Epochen waren Gewässer, insbesondere Fließgewässer und ihre Auen von ganz 
besonderer Bedeutung. Sie bilden die Grundlage für Versorgung und Ernährung. Im Vergleich zu den Befunden und Funden, die 
auch auf Trocken böden gemacht werden können, kommt hier ein weiterer entscheidender Faktor hinzu: Bei den Flusslandschaften 
handelt es sich um Feuchtgebiete mit besonderen Konservierungsbedingungen für organisches Material. Hier können sich unter 
Sauerstoffabschluss komplette Flolzkonstruktionen, Knochen, aber auch Leder-, Textil- und Pflanzenobjekte erhalten. Letztlich sind 
die Auen und Moore somit hochauflösende Bodenarchive zur Rekonstruktion von Landschaft, Flora, Fauna und Klimaentwicklung. 

Nordöstlich des Vorhabengebietes sind eisenzeitliche Siedlungsspuren und Fundplätze aus der Römischen Kaiserzeit bekannt. Das 
Alter besagter Kulturdenkmale fällt circa in die Zeitenwende um Christi Geburt. Es bestehen für das Vorhaben zur Errichtung eines 
Solarparkes begründete Anhaltspunkte, dass in den nicht verritzten Bereichen weitere, noch unbekannte Kulturdenkmale vorhanden 
sein können. Insbesondere die Beobachtung von Bestattungen ist von öffentlichem Interesse. 

Aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege bestehen insgesamt aufgrund der topographischen Situation und der naturräumlichen 
Gegebenheiten (Bodenqualität, Gewässernetz, klimatische Bedingungen) sowie aufgrund analoger Gegebenheiten vergleichbarer 
Siedlungsregionen begründete Anhaltspunkte (vgl. § 14 (2) DenkmSchG LSA), dass bei Bodeneingriffen bislang unbekannte 
Bodendenkmale entdeckt werden. Denn zahlreiche Beobachtungen haben innerhalb der letzten Jahre gezeigt, dass uns aus 
Luftbildbefunden, Lesefunden etc. nicht alle archäologischen Kulturdenkmale bekannt sind und nicht bekannt sein können; vielmehr 
werden diese oftmals erst bei invasiven Eingriffen erkannt. Gemäß § 2 in Verb, mit § 18 (1) DenkmschG LSA entsteht ein Denkmal 
ipso iure und nicht durch einen Verwaltungsakt. Alle Kulturdenkmale genießen gemäß § 14 (1) und § 14 (2) Gleichbehandlung. O. g. 
Baumaßnahme (PV-Anlage in Leichtbauständerbauweise) führt zu Eingriffen, Veränderungen und Beeinträchtigungen der 
Kulturdenkmale. Gemäß § 1 und § 9 DenkmSchG LSA sind archäologische Kulturdenkmale im Sinne des DenkmSchG LSA zu 
schützen, zu erhalten und zu pflegen (substanzielle Primärerhaltungspflicht). Hierbei erstreckt sich der Schutz auf die gesamte 
Substanz des Kulturdenkmales einschließlich seiner Umgebung, soweit dies für die Erhaltung, Wirkung, Erschließung und die 
wissenschaftliche Forschung von Bedeutung ist. 

Aus facharchäologischer Sicht kann dem Vorhaben dennoch, aber nur unter der Bedingung, zugestimmt werden, dass begleitend zur 
Baumaßnähme entsprechend § 14 (9) DenkmSchG LSA eine fachgerechte archäologische Dokumentation nach den derzeitig 
gültigen Standards des LDA LSA durchgeführt wird (Sekundärerhaltung). 

Die Dokumentation ist gern. § 5 Abs. 2 DenkmSchG LSA durch das LDA LSA durchzuführen. Die Ausführungen zur erforderlichen 
archäologischen Dokumentation (Geländearbeit mit Vor- und Nachbereitung, restauratorischer Sicherung, Inventarisierung) sind in 
Form einer schriftlichen Vereinbarung zwischen Bauherrn und LDA LSA abzustimmen. Dabei gilt für die Kostentragungspflicht 
entsprechend DenkmSchG das Verursacherprinzip; siehe auch Hinweise zu den Erläuterungen und Verwaltungsvorschriften zum 
Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Bek. der StK vom 14.5.2021 - 63.57704 in MBI. LSA, 329) zu § 14 Abs. 9. Die 
Vereinbarung ist in Kopie der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich nach Unterzeichnung, jedoch spätestens mit der 
Baubeginnanzeige zu überreichen. Art, Dauer und Umfang der Dokumentation sind rechtzeitig mindestens 12 Wochen im Vorfeld der 
Maßnahme mit dem LDA verbindlich abzustimmen. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Bitte betrachten Sie dieses Schreiben als Information, nicht als verwaltungsrechtlichen Bescheid. Ein Antrag auf denkmalrechtliche 
Genehmigung ist ggf. bei der zuständigen Denkmalschutzbehörde einzureichen. 

Stellungnahme Stadt 

Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. Die zwischen dem Vorhabenträger und dem LDA bereits im Jahr 2023 abgestimmte vertragliche 
Vereinbarung werden als Teil der Unterlagen zum Bauantrag in das Baugenehmigungsverfahren eingereicht und dem LDA nach 
Erteilung der Baugenehmigung zur Unterschrift vorgelegt (bzw. sobald der tatsächliche Baubeginn feststeht). Ungeachtet dessen 
gelten für alle Erdarbeiten auch nach Abschluss der archäologischen Dokumentation die Bestimmungen des DenkmSchG LSA.  

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

3.1. Landkreis Jerichower Land Untere Landesentwicklungsbehörde vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Die vorgelegte Maßnahme betrifft die Neuaufstellung des Bebauungsplans „Sondergebiet Solarpark östlich von Gütter“ der Stadt 
Burg. Die Gesamtplanungsfläche von ca. 9 ha umfasst eine ehemalige Konversionsfläche. 

Seitens des Landkreises Jerichower Land als untere Landesentwicklungsbehörde bestehen gegen die Aufstellung des o. g. 
Bebauungsplans keine raumordnerischen Bedenken. 

Gemäß Punkt 3.3 des Runderlasses des MLV vom 01.11.2018 (24-20002-01) ist die vorgelegte Maßnahme als raumbedeutsam im 
Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 6 Raumordnungsgesetz (ROG) einzustufen. Außerdem wurde im Rahmen der Beteiligung zum 1. Entwurf 
des o. g. Bebauungsplans die Raumbedeutsamkeit durch die Stellungnahme der obersten Landesentwicklungsbehörde festgestellt. 

Gemäß § 13 Abs. 1 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) besteht die Verpflichtung, der obersten 
Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24) raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen möglichst frühzeitig mitzuteilen und alle dazu erforderlichen Auskünfte zu geben. 

Die Feststellung der Vereinbarkeit der o. g. Bauleitplanung mit den Zielen der Raumordnung erfolgt nach § 13 Abs. 2 LEntwG LSA 
durch die gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 
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3.2. Landkreis Jerichower Land Vorbeugender Brandschutz / Brandschutzdienststelle vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Folgende Stellungnahme der Brandschutzdienststelle berücksichtigt insbesondere die Sachverhalte gemäß Pkt. 4.1.9 WPrüfBau 
(Verwaltungsvorschrift über die bauaufsichtliche Prüfung bautechnischer Nachweise und Bauüberwachung): 

Aus Sicht der Brandschutzdienststelle bestehen gegen die angepassten, erneut eingereichten Unterlagen vom 8. Dezember 2025 im 
Sinne des § 18 Brandschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (BrSchG LSA) keine Einwände. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

3.3. Landkreis Jerichower Land Untere Denkmalschutzbehörde Bau- und Kunstdenkmalpflege vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Nach derzeitigem Kenntnisstand gibt es aus Sicht der Bau- und Kunstdenkmalpflege keine Einwände oder Bedenken gegenüber der 
oben genannten Planung. Die eingereichten Unterlagen lassen eine direkte Berührung mit bau- oder kunstdenkmalpflegerischen 
Belangen nicht erkennen. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

3.4. Landkreis Jerichower Land Untere Denkmalschutzbehörde Bodendenkmalschutz vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Im Rahmen der erneuten Prüfung des Vorhabens sowie unter Einbeziehung aktueller Geodäten muss die frühere Einschätzung 
revidiert werden. 

Das Plangebiet (insbesondere im Bereich der Flurstücke 116/4 und angrenzend) befindet sich in unmittelbarer Nachbarschaft zu 
bekannten archäologischen Kulturdenkmalen. Es handelt sich hierbei um verzeichnete Fundstellen der Eisenzeit, die als Einzelfunde 
und Siedlungsspuren in der direkten Umgebung des geplanten Solarparks dokumentiert sind.  

Aufgrund der räumlichen Nähe zu diesen nachgewiesenen Bodendenkmalen besteht die begründete Annahme, dass sich 
archäologische Befunde und Funde in das beplante Areal hinein fortsetzen. Das Vorhaben greift somit voraussichtlich in ein 
archäologisches Kulturdenkmal oder dessen Umgebungsschutz ein. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Daraus ergeben sich folgende Auflagen für die weitere Planung und Umsetzung: 

Für alle Erdarbeiten im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist gemäß § 14 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (DenkmSchG LSA) eine denkmalrechtliche Genehmigung bei der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Jerichower 
Land zu beantragen. Diese Genehmigung ist rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahmen einzuholen. 

Aufgrund der hohen Fundwahrscheinlichkeit ist eine archäologische Begleitung der Oberbodenabträge und Erdarbeiten zwingend 
erforderlich. 

Es wird darauf hingewiesen, dass archäologische Untersuchungen und Grabungen in Sachsen-Anhalt durch das Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologie (LDA) Sachsen-Anhalt durchgeführt werden. Der Vorhabenträger hat sich diesbezüglich frühzeitig 
mit dem LDA (Richard-Wagner-Straße 9, 06114 Halle) in Verbindung zu setzen, um den Ablauf und den zeitlichen Rahmen der 
Begleitung abzustimmen. 

Die bauausführenden Firmen sind auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 9 DenkmSchG LSA hinzuweisen. Sollten während 
der Arbeiten wider Erwarten weitere, bisher unbekannte Funde auftreten, sind diese unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde 
zu melden. 

Stellungnahme Stadt 

Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis.  

Die zwischen dem Vorhabenträger und dem LDA bereits im Jahr 2023 abgestimmte vertragliche Vereinbarung werden als Teil der 
Unterlagen zum Bauantrag in das Baugenehmigungsverfahren eingereicht und dem LDA nach Erteilung der Baugenehmigung zur 
Unterschrift vorgelegt (bzw. sobald der tatsächliche Baubeginn feststeht). Im Zuge des Bauantragsverfahrens ist ggf. zusätzlich zur 
genannten Vereinbarung seitens des Vorhabenträgers eine denkmalrechtliche Genehmigung einzuholen. Ungeachtet dessen gelten 
für alle Erdarbeiten auch nach Abschluss der archäologischen Dokumentation die Bestimmungen des DenkmSchG LSA.  

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

3.5. Landkreis Jerichower Land Untere Immissionsschutzbehörde vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Die immissionsschutzrechtliche Stellungnahme vom 09. Februar 2023 (Az.: 63 62 2022-02466) hat weiterhin Bestand. 

Stellungnahme vom 09. Februar 2023 aus dem Schreiben mit dem Aktenzeichen 63 62 2022-02466:  

Gemäß §§ 1 und 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind Flächen so zu planen, dass schädliche Umwelteinwirkungen 
(u. a. Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und Lichtimmissionen) auf schutzbedürftige Nutzungen vermieden werden. 

 Schädliche Umwelteinwirkungen gemäß § 3 Abs. 1 und 2 BImSchG sind unter Berücksichtigung der o. g. Unterlagen nach 
derzeitigem Kenntnisstand durch z. B. Licht (Blendung), Geräusche und elektromagnetische Strahlung nicht zu befürchten. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Begründung: 

Es soll ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Freiflächenphotovoltaikanlage (PVA) festgesetzt werden. Derzeit befindet sich 
das Plangebiet im Außenbereich gemäß § 35 BauGB. 
Die zu errichtende Photovoltaikanlage besteht im Wesentlichen aus Montagegestellen, Photovoltaikmodulen und Wechselrichtern. 
Durch den baulichen Charakter der Anlage können Emissionen gemäß § 3 Abs. 3 BImSchG im Wesentlichen in Form von 
Geräuschen, Licht und Strahlen entstehen. 

Licht - Blendung 

Der in den „Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaftfür 
Immissionsschutz (LAI)" angegebene Mindestabstand von 100 m zwischen Photovoltaikanlagen und Immissionsorten (z. B. 
schutzbedürftige Wohnbebauungen) wird eingehalten. Das Plangebiet wird durch einen landwirtschaftlichen Weg erschlossen. 
Beeinträchtigungen bedeutsamer öffentlicher Straßen und Schienenwege durch Blendung sind somit ebenfalls ausgeschlossen. 

Geräusche - Lärm durch PV - Anlage 

Weiterhin können bei dem vorliegenden Vorhaben zeitweise Geräusche durch die Errichtung der Anlage, der Wartung von z. B. 
Wechselrichterstationen und Transformatoren- / Netzeinspeisestationen und dem Betrieb der Anlage entstehen. 
Bezüglich der Errichtung der Anlage sind entsprechend die einschlägigen Vorschriften der Geräte- und 
Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) und der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Schutz gegen Baulärm 
(AVVBaulärm) zu beachten. 
In Bezug auf die Geräuschentwicklung durch die Wartung und den Betrieb der Anlage (z. B. temperaturgesteuerte aktive Kühlungen 
und anlagenbezogener Fährverkehr) sind aufgrund der gegebenen Abstände keine Geräuschimmissionen zu erwarten. 
Gesundheitsschädliche Geräuschspitzen sind ebenfalls nicht erwartungsgemäß.  

Elektromagnetische Felder - Elektrosmog 

In Bezug auf die im Plangebiet entstehenden elektromagnetischen Felder ist die 26. BImSchV - Sechsundzwanzigste Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV) zu beachten. 

Die Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV liegt gemäß der Verordnung über Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet des Immissionsschutzes (Immi-ZustVO) vom 8. Oktober 2015 im Zuständigkeitsbereich des 
Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt. Das Landesverwaltungsamt, Referat 402, Postfach 20 02 56, 06003 Halle/Saale, ist am 
Verfahren zu beteiligen. 

Stellungnahme Stadt 
Das Landesverwaltungsamt wurde im Zuge der frühzeitigen und formellen Beteiligungen in das Verfahren einbezogen und machte 
keine Einwände oder Bedenken geltend. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 
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3.6. Landkreis Jerichower Land Untere Straßenverkehrsbehörde vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Gemäß Punkt 6.1.1 der Begründung liegt der Solarpark außerhalb von geschlossenen Ortschaften und wird ausschließlich durch 
landwirtschaftliche Wege angebunden. Standort und Zuwegung liegen außerhalb des öffentlichen Verkehrsraums, sodass die 
Belange der unteren Straßenverkehrsbehörde nicht berührt sind. 

Dass der Unternehmer eine Anordnung verkehrsregelnder Maßnahmen einholen müsste, ist ausgehend von den Planungsunterlagen 
nicht zu erwarten. Sollten dennoch die B 1, L 52 und / oder K 1210 betroffen sein, so ist eine verkehrsrechtliche Anordnung nach § 45 
Abs. 6 Straßenverkehrsordnung (StVO) beim Landkreis Jerichower Land, Untere Straßenverkehrsbehörde, zu beantragen. Die 
Antragsfrist beträgt 10 Arbeitstage. Eine Vollsperrung der v. g. Straßen ist in jedem Falle ausgeschlossen. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

3.7. Landkreis Jerichower Land Sachgebiet allgemeine Ordnungsaufgaben vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Teil 1 der Stellungnahme betrifft die Flurstücke Gemarkung Burg Flur 46 Flurstücke 114/3, 127/1, 129/3: 

Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt anhand der z. Z. vorliegenden 
Unterlagen (Belastungskarten) und Erkenntnisse überprüft. 

Da die Flächen als Kampfmittelverdachtsfläche (Munitionsgefährdung) eingestuft sind, muss bei der Durchführung von 
Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen mit dem Auffinden von Munition gerechnet werden. 

Insoweit sollten diese Flächen, auf denen künftig erdeingreifende Maßnahmen vorgenommen werden, vor deren Beginn auf das 
Vorhandensein von Kampfmitteln überprüft bzw. begleitet werden. 

Wenn eine Überprüfung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst erfolgen soll, teilen Sie dies bitte dem Landkreis Jerichower Land 
mit und reichen dazu eine Flurkarte sowie die Auflistung der betroffenen Flurstücke ein. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Teil 2 der Stellungnahme betrifft die Flurstücke Gemarkung Burg Flur 46 Flurstücke 116/4, 116/7, 121/3, 124/3, 127/2: 

Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt anhand der zurzeit vorliegenden 
Unterlagen (Belastungskarten) und Erkenntnisse überprüft. 

Erkenntnisse über eine Belastung der Flächen mit Kampfmitteln konnten anhand dieser Unterlagen nicht gewonnen werden, so dass 
davon auszugehen ist, dass bei beabsichtigten Baumaßnahmen keine Kampfmittel aufgefunden werden. Vorsorglich weise ich darauf 
hin, dass die beim KBD vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen Aktualisierung unterliegen und die Beurteilung von Flächen 
dadurch bei künftigen Anfragen ggf. von den bislang getroffenen Einschätzungen abweichen kann. Ungeachtet dessen mache ich 
nach wie vor darauf aufmerksam, dass Kampfmittelfunde jeglicher Art generell niemals ganz ausgeschlossen werden können. 

Insoweit bestehen vorbehaltlich der o. a. Ausführungen aus meiner Sicht keine Bedenken gegen eventuell zu einem späteren 
Zeitpunkt geplante erdeingreifende Maßnahmen. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

3.8. Landkreis Jerichower Land Gebäude und Liegenschaftsmanagement vom 19.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Es bestehen keine Bedenken oder Einwände. Planungen, Vorhaben und Belange des Gebäude- und Liegenschaftsmanagements in 
der Funktion der Wahrnehmung der Baulastträgerschaft für das Kreisstraßennetz des Landkreises Jerichower Land werden nicht 
berührt. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

3. Landesstraßenbaubehörde Regionalbereich Mitte vom 14.01.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Der im Entwurf des Bebauungsplanes dargestellte Geltungsbereich befindet sich in einem Korridor, der nach aktuellem 
Planungsstand als eine mögliche Variante für die geplante Ortsumgehung Burg im Zuge der Bundesstraße 1N (B1N) in Betracht 
kommt. Da dieses Verkehrsprojekt im Bundesverkehrswege plan 2030 verankert ist, ist eine entsprechende Berücksichtigung in der 
regionalen Planung zwingend erforderlich. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann jedoch noch nicht abschließend gesagt werden, 
welche Trassenvariante für die Ortsumgehung schlussendlich gewählt und gebaut wird. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Sollte im weiteren Planungsverfahren die Entscheidung für eine Variante fallen, die das Areal des Solarparks schneidet, weisen wir 
vorsorglich darauf hin, dass die PV-Anlage zum Zeitpunkt des Baubeginns der Ortsumgehung unter Umständen wieder zurückgebaut 
werden muss. Ein solcher Rückbau der betroffenen Anlagenteile hätte in diesem Fall auf Kosten des Verursachers bzw. des 
Vorhabenträgers des Solarparks zu erfolgen. Da die Realisierung der Freiflächenanlage in Kenntnis der laufenden Untersuchungen 
zur B1-Ortsumgehung erfolgt, trägt der Vorhabenträger das Risiko einer späteren Inanspruchnahme der Flächen durch das 
vorrangige Infrastrukturprojekt.  

Stellungnahme Stadt 

Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. In einer Informationsveranstaltung für die Öffentlichkeit am 24.09.2025 informierte die 
Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich Mitte, gemeinsam mit den beauftragten Planungsbüros über den Stand 
der Planungen. Es wurden auch die Bewertungen der unterschiedliche Trassenvarianten erläutert und entsprechend begründet. 
Weiterhin wurden die jeweils im Vorabzug vorliegenden Trassenpläne der unterschiedlichen Varianten umfassend erläutert. Die sich 
aus der Bewertung der unterschiedlichen Varianten ergebende vorläufige Vorzugsvariante 1.3 wurde gesondert detaillierter erläutert. 
Diese vorläufige Vorzugsvariante berührt den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 117 „Solarpark östlich 
von Gütter“ nicht. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

 

  

geplanter räumlicher GB B 117 

VORABZUG Vorzugsvariante 1.3 OU Burg 
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4. Stadtwerke Burg Energienetze GmbH vom 19.02.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Die Stadtwerke Burg Energienetze GmbH (SWBEN) ist der Netzbetreiber Strom und Gas im Stadtgebiet Burg und den 
dazugehörigen Ortschaften. Die Stadtwerke Burg GmbH versorgt partiell die Stadt Burg und ihre Ortsteile mit Fernwärme. Des 
Weiteren ist die Stadtwerke Burg Energienetze GmbH Dienstleister zum Betrieb und zur Unterhaltung der öffentlichen 
Straßenbeleuchtungsanlagen. 

Im Entwurf der Begründung sind bitte ausschließlich als Netzbetreiber (Strom) die Stadtwerke Burg Energienetze GmbH zu 
hinterlegen. 

Seite 29 der Begründung: 

Die Anbindung an das öffentliche Stromnetz erfolgt nicht über Flurstück 127/1 der Flur 46 (geplanter Standort PV-Park). Ein 
möglicher Anbindepunkt am öffentlichen Netz befindet sich in ca. 4,1km Entfernung (Luftlinie) an der B246a/Umfeld Station „IGP“ 
(Flurstück 42/31 der Flur 35 in der Gemarkung Burg). 

Die Einspeisezusage seitens SWBEN zum o.g. Projekt ist nach mehrfacher Reservierungsverlängerungen bereits vor mehreren 
Monaten ausgelaufen. Auch die uns letztbekannte Zeitschiene vom 24.07.2025 erscheint nach jetzigem Stand nicht mehr realistisch. 
Eine Mail-Anfrage unsererseits vom 10.09.2025 an den Investor blieb bis heute leider unbeantwortet. 

Stellungnahme Stadt 

Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. Der vorhabenbezogene Bebauungsplans Nr. 117 „Solarpark östlich von Gütter“ wurde 
zwischenzeitlich um batterieelektrische Anlagen ergänzt, was Auswirkungen auf die Netzverträglichkeit hat. Unterlagen für eine 
Aktualisierung der Netzverträglichkeitsprüfung werden seitens des Vorhabenträgers bei den Stadtwerken Burg Energienetze GmbH 
eingereicht. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

6.1. Landkreis Jerichower Land Untere Naturschutzbehörde vom 23.02.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Das o. g. Vorhaben kann aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht noch nicht abschließend beurteilt werden. 

Gemäß Anschreiben der Stadt Burg vom 8. Dezember 2025 wurde darauf hingewiesen, dass gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB 
Stellungnahmen ausschließlich zu den geänderten bzw. ergänzten Inhalten abzugeben sind. Aufgrund der fehlenden 
Kenntlichmachung dieser Änderungen sowie der im Abwägungsprotokoll nicht hinreichend nachvollziehbaren Bewertung der 
einzelnen Punkte der bisherigen Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde (UNB) ist eine entsprechende Beschränkung 
schwer umsetzbar. Vor diesem Hintergrund werden nachfolgend vorsorglich Hinweise zu den gesamten Unterlagen gegeben. 
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Diesbezüglich wird es als erforderlich angesehen, die folgenden Angaben bzw. Unterlagen in den Planungsunterlagen zu ergänzen, 
zu ändern bzw. zu konkretisieren, folgende Hinweise werden gegeben: 

1. Überarbeitung der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung gemäß Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt im Rahmen der 
bauleitplanerischen Abwägung 
 

2. Angaben über die Umsetzung der rechtlichen Sicherung der für Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des 
Bebauungsplangebiets in Anspruch genommenen Flächen 
 

3. Überarbeitung der artenschutzrechtlichen Prüfung im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung 
 

3.1 Allgemeine Vermeidungsmaßnahmen überarbeiten und verbindlich festsetzen 
 

3.2 Erarbeitung eines Maßnahme- und Pflegekonzepts für die CEF-Maßnahme der Feldlerche 
 

3.3 Erweiterung der Vermeidungsmaßnahme der Errichtung eines Reptilienschutzzaunes sowie Umsetzung der Maßnahme 
als CEF-Maßnahme 
 

3.4 Überarbeitung und Konkretisierung der Maßnahmenplanung für die Art Neuntöter 
 

4. Überarbeitung der Planzeichnung sowie Ergänzung der bisher erarbeiteten textlichen Festsetzungen 
 

5. Informationspflichten der Gemeinden zur Führung des Kompensationsverzeichnisses der unteren Naturschutzbehörde nach 
dem § 18 Abs. 2 NatSchG LSA. 

Begründung: 

Gemäß § 3 Abs. 1 und 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Naturschutzgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) obliegt dem Landkreis Jerichower Land als untere Naturschutzbehörde (UNB) die Ausführung des 
BNatSchG, NatSchG LSA und der aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften, soweit durch gesetzliche Regelungen 
nichts anderes bestimmt ist. Nach § 1 Abs. 3 NatSchG LSA haben die Naturschutzbehörden dafür Sorge zu tragen, dass die 
Vorschriften des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege eingehalten werden.  

Sie sind befugt, die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen und Anordnungen zur Durchführung dieser Vorschriften und zur Abwehr 
von Gefahren für Natur und Landschaft zu treffen. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Eingriffsbilanzierung (Nr. 1) 

Laut § 18 Abs. 1 BNatSchG ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches 
(BauGB) zu entscheiden, wenn auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von 
Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu berücksichtigen. Dazu zählen u. a. die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und deren 
Wechselwirkungen untereinander. Gleichzeitig gilt für diese Verfahren gemäß § 1a Abs. 3 BauGB, dass die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung gemäß den §§ 14 - 17 BNatSchG zu beachten ist. 

Die Abarbeitung der städtebaulichen Eingriffsbilanzierung nach § 1a Abs. 3 BauGB hat umfassend im Umweltbericht zu erfolgen. Zur 
Erfüllung der nach § 1 a Abs. 3 BauGB notwendigen Voraussetzungen ist im Rahmen der Bauleitplanung eine entsprechende 
Flächenbewertung vorzunehmen. Zur rechtmäßigen Umsetzung der Bewertung sollten standardisierte Bewertungsverfahren zur 
Anwendungen kommen (Eingriffs Ausgleichsbilanzierung unter Hinzuziehung des Bewertungsmodells Sachsen-Anhalt). 

Entsprechend wurde hier eine Eingriffsbilanzierung auf den Seiten 42 ff. im Umweltbericht erarbeitet. Weiterhin wurde hier in Kapitel 
4.3 der Begründung festgesetzt, dass die Modulunterkante mindestens 0,8 Meter über dem Boden sein soll. In der Bilanzierung 
wurde jedoch ein Großteil der PV-Fläche mit 3 WP für die Bereiche unter den Modulen festgelegt. Bei einer Modulunterkante von 0,8 
Metern wäre hier, wie bereits in der Stellungnahme der UNB vom Januar 2024 erwähnt, der Planwert von 2 WP einheitlich auf der 
Fläche zu nutzen. Zur Nutzung des Planwerts von 3 WP ist hier die Modulunterkante verbindlich auf mindestens 1,5 Meter 
festzusetzen. 

Zusätzlich ist hier anzumerken, dass die erfassten Biotoptypen augenscheinlich nicht gemäß der Stellungnahme der UNB vom 20. 
Januar 2024 überarbeitet wurden. Es handelt sich in den Randbereichen weiterhin um eine Hecke aus überwiegend heimischen 
Gehölzen (HHA) und weniger um ein Gebüsch (HYA). 

Weiterhin sollten folgende Inhalte in den Maßnahmenplanungen konkret formuliert werden: 

- geplante Entwicklungsziele und Darstellung der zur Erreichung erforderlichen Herstellungs und Entwicklungsmaßnahmen  
- geplanter Umsetzungszeitpunkt sowie Darstellung des zur Erreichung der Entwicklungsziele voraussichtlich erforderlichen 
  Zeitraums  
- Angaben zu erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen. 

rechtliche Sicherung (Nr. 2) 

Laut Entwurf der Begründung und des Umweltberichts soll hier eine Art Durchführungsvertrag / städtebaulicher Vertrag zwischen 
Vorhabenträger und Gemeinde geschlossen werden. Die Maßnahmen sollen mittels städtebaulichem Vertrag gesichert werden. Dies 
ist aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde unzureichend. 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind die wesentlichen 
Inhalte der städtebaulichen Verträge in die Begründung aufzunehmen. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Der vollständige Vertrag ist nicht mit auszulegen, jedoch sollte der abwägungsrelevante Inhalt für die jeweiligen stichpunktartigen 
Anstriche kurz zusammengefasst werden bzw. bei bereits fertigen Formulierungen des Durchführungsvertrags diese auszugsweise 
eingefügt werden. Der Durchführungsvertrag sollte sich im Hinblick auf die rechtliche Sicherung der externen Maßnahmen (die nicht 
grundsätzlich durch die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans gesichert werden) mit der Eintragung von Dienstbarkeiten in 
das Grundbuch auseinandersetzen, um im Fall einer notwendigen Ersatzvornahme als Gemeinde ausreichend abgesichert zu sein. 
Schließlich sind die Gemeinden grundsätzlich für die Umsetzung sowie die Durchsetzung der Kompensation zuständig, die sich als 
Pflicht aus einem Bebauungsplan ergibt. Allein ein städtebaulicher Vertrag ist aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde nicht 
ausreichend, da bspw. entsprechender Inhalt des Vertrags bei einer Veräußerung der Fläche nicht auf den Rechtsnachfolger wirkt. 

Zusätzlich dazu sollte die Gemeinde aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen 
durch eine Art Sicherheitsleistung, beispielsweise in Form einer Bürgschaft angemessen sichern. Das Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz (Aktenzeichen: 8 C 11016/02; 20.01.2003) schreibt dazu folgendes: 

„Der städtebauliche Vertrag vom 02. Juli 2002, mit dem die Antragsgegnerin gemäß § 1a Abs. 3 Satz 3 1. Alt BauGB den Ausgleich 
sichern will, ist nicht geeignet, diesen Zweck zu erfüllen. Die Sicherung des Ausgleichs durch städtebaulichen Vertrag stellt nach der 
gesetzlichen Konzeption eine gleichwertige Alternative zu planerischen Festsetzungen (s. § 1a Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB) und 
sonstigen geeigneten Maßnahmen auf von der Gemeinde bereit gestellten Flächen (s. § 1 a Abs. 3 Satz 3 2. Alternative BauGB) dar 
(s. BVerwG, Urteil vom 19. September 2002 - 4 CN 1.02 -, S. 17 UA). Deshalb muss der Vertrag den tatsächlichen Erfolg der 
erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen ähnlich sicher gewährleisten wie im Falle einer Festsetzung (Krautzberger in 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg: BauGB, § 1a Rn 210). Daraus folgt zunächst, dass die vertraglich vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen 
nach Art und Umfang den im Planaufstellungsverfahren ermittelten Anforderungen an den Ausgleich genügen müssen. 

Des Weiteren muss die Vertragsgestaltung gewährleisten, dass der Vertragspartner der Gemeinde in einer Art und Weise über das 
Grundstück verfügen kann, die eine dauerhafte Vertragserfüllung sicherstellt (Krautzberger, aaO., § 11 Rn 143). Hierzu reichen 
angesichts der prinzipiell unbefristeten Geltung des eingriffsgestattenden Bebauungsplans befristete schuldrechtliche Verträge mit 
dem jeweiligen Grundstückseigentümer nicht aus (Nds. OVG, NVwZ 2001, 452). Vielmehr muss der Investor regelmäßig das 
Eigentum oder eine dingliche Berechtigung an den Ausgleichsflächen innehaben, die ihm auf Dauer die Durchführung und 
Unterhaltung der Ausgleichsmaßnahmen ermöglicht. Welche Art dinglicher Berechtigung erforderlich ist, richtet sich nach dem 
Charakter der durchzuführenden Ausgleichsmaßnahmen. 

Handelt es sich um Maßnahmen, die nicht die Grundstücksnutzung insgesamt, sondern nur in bestimmten Beziehungen 
beeinträchtigen, reicht es aus, wenn das Recht hierzu durch eine Grunddienstbarkeit oder eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
dauerhaft gesichert ist (a.A. Stich: "Vorhalten von Ausgleichsflächen durch private Immobilienvermittler", UPR 2001, 177, 180, der 
generell eine Baulast oder eine Reallast gem. § 1105 BGB für erforderlich hält). 

Schließlich muss der städtebauliche Vertrag auch Regelungen enthalten, die der Gemeinde ermöglichen, den effektiven 
Vollzug der Ausgleichssicherung zu durchzusetzen. Dafür kommt insbesondere die Vereinbarung einer Sicherheitsleistung 
oder einer Vertragsstrafe in Betracht (s. Stich in Berliner Kommentar zum BauGB, § 1a Rn 100).“ 

Entsprechender Sachverhalt sollte daher im Entwurf der Begründung aufgenommen und als Teil des städtebaulichen Vertrags 
umgesetzt werden. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Besonderer Artenschutz (Nr.3) 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
 

2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 
Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die 
Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 
 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören, 
 

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder 
ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 
(Zugriffsverbote). 

Bebauungspläne selbst können noch nicht die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllen. Möglich ist dies 
jedoch später durch die Realisierung der konkreten Bauvorhaben. Deshalb ist bereits bei der Änderung oder Aufstellung eines 
Bebauungsplanes eine artenschutzrechtliche Prüfung durchzuführen. Andernfalls könnte der Bebauungsplan aufgrund eines 
rechtlichen Hindernisses nicht vollzugsfähig sein (siehe bspw. VGH Bayern, Urt. V. 18. Januar 2017 - 15 N 14.2033). Wegen 
rechtlicher Hindernisse vollzugsunfähige Bebauungspläne sind für unwirksam zu erkennen, weil ihnen die städtebauliche 
Erforderlichkeit (§ 1 Abs. 3 BauGB) fehlt. Ist bereits im Zeitpunkt seiner Aufstellung erkennbar, dass ein (Änderungs-) Bebauungsplan 
bzw. einzelne seiner Festsetzungen wegen bestehender artenschutzrechtlicher Hürden nicht verwirklicht werden können, verfehlt der 
Bebauungsplan seinen städtebaulichen Entwicklungs- und Ordnungsauftrag und ist mangels Erforderlichkeit im Sinne des § 1 Abs. 3 
BauGB nichtig. 

Darüber hinaus unterliegt der besondere Artenschutz nach Kapitel 5 Abschnitt 3 BNatSchG nicht der Abwägung nach § 1 Abs. 6 
BauGB. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG sind abwägungsfest. 

Entsprechend der EU-VogelSchRL und der sich auf diese beziehenden nationalen Regelungen des BNatSchG sind grundsätzlich alle 
europäischen Vogelarten Gegenstand des Artenschutzbeitrages bzw. der artenschutzrechtlichen Prüfung und müssen entsprechend 
abgehandelt werden. Eine vertiefende Berücksichtigung (auf Artebene) ist nach Ansicht der an der Erstellung nachfolgender Liste 
beteiligten Personen jedoch nicht für die euryöken, weit verbreiteten, ungefährdeten und nicht streng geschützten Arten erforderlich. 
Vogelarten, die diesen Kriterien nicht entsprechen, sollten daher zusammenfassend auf der Ebene der Artengruppe behandelt 
werden (SCHULZE et al. 2008). 

Gemäß den Kartierungsergebnissen (Anlage 1.4.2) wurden die Arten Grauammer (10 Brutpaare), Neuntöter (3 Brutpaare), 
Feldlerche und Goldammer mit je zwei Brutpaaren sowie Bachstelze, Rauchschwalbe und Hausrotschwanz mit je einem Brutpaar 
dokumentiert. Als mögliche Brutvögel der Fläche wurden Steinschmätzer und Heidelerche eingestuft. 
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Alle europäischen Vogelarten, so auch die hier unter anderem betroffenen Arten Grauammer (Emberiza calandra), Neuntöter (Lanius 
collurio), Feldlerche (Alauda arvensis), Goldammer (Emberiza citrinella), Bachstelze (Motacilla alba), Rauchschwalbe (Hirundo 
rustica), Hausrot schwanz (Phoenicurus ochruros), Heidelerche (Lullula arborea) und Steinschmätzer (Oenan-the oenanthe) gehören 
gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 b) bb) BNatSchG i. V. m. Artikel 1 der Richtlinie 2009/147/EG (VSch-RL Vogelschutzrichtlinie) zu den 
besonders geschützten Arten. 

Grauammer (Emberiza calandra) und Heidelerche (Lullula arborea) gehören darüber hinaus zusätzlich gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 
BNatSchG i. V. m § 1 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) zu den streng geschützten Arten. 

Insbesondere bei stenotopen, gefährdeten Arten wird ein „Ausweichen“ in vermeintlich freie Habitate kaum valide prognostizierbar 
sein. Fortpflanzungsstätten sind nicht beliebig, sondern sie sind artspezifisch an bestimmte abiotische und biotische Habitatstrukturen 
gebunden. Dabei spielen auch inner- und interspezifische Konkurrenzverhältnisse eine entscheidende Rolle. In vielen Fällen sind 
zudem sich im Jahresverlauf oder im mehrjährigen Wechsel verändernde Verhältnisse (z. B. nutzungs- oder witterungsbedingt) zu 
beachten. In Planungen und Verfahren können diese Parameter i. d. R. nicht bzw. nicht mit zumutbarem Aufwand valide ermittelt 
werden. Insofern wird es sich insbesondere bei der Betroffenheit von stenotopen, gefährdeten Arten empfehlen, aus Gründen der 
Planungssicherheit von einem worst-case-Ansatz auszugehen, wobei eine vollständige Besiedelung von Habitaten entsprechend des 
gegebenen Habitatangebots, d. h. eine Ausschöpfung der Lebensraumkapazität für die jeweilige Art anzunehmen ist. Nach dieser 
Modellvorstellung hat jeder Raum die Besiedelungsdichte, die er an Habitatpotenzial aufweist. Davon abweichende Sonderfälle sind 
mit detaillierten Begründungen oder Untersuchungen zu belegen.  

Erforderlich ist es hierbei, die die Verbreitung und Populationssituation limitierenden Faktoren zu identifizieren. Dabei können auch 
kumulative Effekte durch sonstige Vorhaben nicht ausgeblendet werden. Zu vermeiden ist in jedem Fall eine sukzessive 
Verkleinerung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten durch eine isolierte Betrachtung von Einzelvorhaben, deren Effekt in der Summe 
deutlich schwerwiegendere Auswirkungen verursacht. Anders stellt sich natürlich der Sachverhalt dar, wenn durch vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen entsprechende zusätzliche Habitate geschaffen werden. 

Dem AFB ist zu entnehmen, dass es durch die Errichtung des Solarparks auf der Fläche zu einem Verlust an Habitatstrukturen 
kommt, der sich auf die Lokalpopulationen der nachgewiesenen Brutvögel auswirkt. Maßgeblich betroffen werden einige 
Grauammerbrutplätze, möglicherweise ein bis zwei Neuntöterbrutplätze sowie die Brutplätze der Feldlerche. Ebenso wird die 
Heidelerche, derzeit nur möglicher Brutvogel, die Fläche als Brutplatz meiden. 

Allgemeine artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (Nr. 3.1) 

In den textlichen Festsetzungen (Planteil B) wird erläutert, dass eine Beseitigung von Gehölzen in der Brut- und Fortpflanzungszeit 
(01.03. - 30.09.) gemäß § 39 BNatSchG unzulässig ist und der Schutz der Tiere und Lebensstandorte im Umfeld der Bauarbeiten zu 
gewährleisten ist. 

Entsprechender Hinweise in den Festsetzungen ist jedoch aus naturschutzfachlicher Sicht nicht ausreichend, um die 
artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG hinreichend zu vermeiden. 
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Zur Vermeidung der Schädigung und Tötung von Individuen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sollten die Bodenberäumung und 
Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit von Vögeln gewählt werden (Baufeldfreimachung ausschließlich im Zeitraum Ende 
September bis Ende Februar). Durch eine Besatzprüfung einer ökologischen Baubegleitung (Übergabe Dokumentation an die 
Gemeinde und die untere Naturschutzbehörde) kann von dieser Regel abgewichen werden. Entsprechende artenschutzrechtliche 
Vermeidungsmaßnahme ist in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen. 

CEF-Maßnahme Feldlerche (Nr. 3.2) 

Gemäß § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG gilt für nach § 15 Absatz 1 BNatSchG unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in 
Natur und Landschaft, die nach § 17 Absatz 1 oder Absatz 3 BNatSchG zugelassen oder von einer Behörde durchgeführt werden, 
sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG (zulässige Vorhaben in einem Bebauungsplan), dass das Verbot 
nach § 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG nicht vorliegt, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben 
betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich können 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. 

Laut Entwurf des Umweltberichts soll für den Lebensraumverlust (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) der betroffenen Offenlandarten 
(Feldlerche) eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) umgesetzt werden. Dabei sollen 6 Feldlerchenfenster mit je 
20 m² Fläche im dargestellten Gebiet jährlich zur Verfügung gestellt werden. Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde ist die 
Maßnahme unzureichend beschrieben. Zwar wird hier auf die Abstände zu den vorhandenen Gehölzen eingegangen, jedoch fehlen 
beispielsweise Angaben zum jährlichen Umsetzungszeitpunkt oder Festsetzungen der angebauten Kultur, da beispielsweise 
Wintergerste, Raps, oder Mais keine Eignung als Feldlerchenhabitat aufweisen. 

Weiterhin ist der Charakter als CEF-Maßnahme und somit die Verfügbarkeit der Maßnahme vor Baubeginn nicht definiert und ist 
zwingend zu ergänzen. 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen lassen sich definieren als Maßnahmen, die funktional unmittelbar auf die voraussichtlich 
betroffene Fortpflanzungs- oder Ruhestätte bezogen sowie mit dieser räumlich-funktional verbunden sind und zeitlich so durchgeführt 
werden, dass sich die ökologische Funktion der von einem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nachweisbar oder 
mit einer hohen, objektiv belegbaren Wahrscheinlichkeit nicht gegenüber dem Voreingriffszustand verschlechtert (RUNGE et al. 
2010). Diese artenschutzrechtlichen Maßnahmen müssen demnach zwingend Bezug auf die beeinträchtigten Arten haben. 

Neben der zeitlichen Regelung in einem städtebaulichen Vertrag kommt die Möglichkeit des § 9 Abs. 2 BauGB in Betracht, wonach 
ein aufschiebend bedingtes Baurecht von der vorherigen Durchführung artenschutzrechtlicher Maßnahmen abhängig gemacht 
werden kann (vgl. Klinge, NuR 2010, 538, 542). 

Reptilienschutzzaun und Zauneidechsenhabitat (Nr. 3.3) 

Grundsätzlich wurde hier ein ausreichend großes Ersatzhabitat geplant, welches durch die Zauneidechsen genutzt werden kann. 
Allerdings ist auch hier bislang nicht ersichtlich, dass es sich zwingend um eine CEF-Maßnahme handeln muss, welche vor 
Baubeginn und Umsiedelung voll funktionsfähig zu sein hat. 
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Des Weiteren ist bislang nicht nachvollziehbar, weshalb der Schutzzaun im nördlichen Bereich der Fläche abrupt endet, obwohl das 
Habitatpotenzial für die Zauneidechse dort einen deutlich weitergehenderen Verlauf des Zaunes erforderlich erscheinen lässt. Aus 
Sicht der unteren Naturschutzbehörde ist der geplante Zaun erneut zu erweitern, um ein Einwandern von Individuen auf die 
Vorhabensfläche hinreichend auszuschließen. 

Der Zeitraum für das Abfangen wurde im Umweltbericht bis Ende Oktober angesetzt. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist es jedoch 
erforderlich, die Fangmaßnahmen bereits bis Ende August abzuschließen, da sich einige Individuen bereits ab Anfang September in 
die Winterquartiere zurückziehen können. 

Neuntöter (Nr. 3.4) 

Da gemäß AFB zum Umweltbericht, S. 9 „maßgeblich [...] ein bis zwei Neuntöterbrutplätze“ betroffen wären, geht aus den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht hervor, wie genau diese kompensiert werden sollen. Beim Neuntöter wird mit dem 
gesamten Revier die Fortpflanzungsstätte abgegrenzt (MULNV & FÖA 2021, RUNGE et al. 2010). Daher erstreckt sich die 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte im vorliegenden Fall gemäß der Kartierung (ein Brutpaar in jeder räumlichen Richtung) über das 
gesamte Plangebiet. 

Mit der Umsetzung des Vorhabens (Stellen von Photovoltaik-Modulen) verliert die Lebensstätte des Neuntöters an Funktion, da eine 
weitestgehend offene Landschaft zum Revierüberblick ausgehend von den verbleibenden Hecken nicht mehr gegeben ist. Gemäß 
AFB, S. 9 ist „weiterhin [ist] damit zu rechnen, dass ein Großteil der freistehenden Heckenrosen bei der Errichtung der 
Photovoltaikanlage entnommen werden würden", womit zusätzlich konkret Lebensstätten zerstört werden. 

Bei Ausführung von geeigneten CEF-Maßnahmen liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG hier nicht vor, 
wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang durch die Maßnahmen erfüllt wird. 

Es wurden zwar Maßnahmen zur Pflanzung von Dornensträuchern geplant, aber auch hier geht aus dem Umweltbericht sowie den 
textlichen Festsetzungen bislang nicht hervor, dass es sich bei der Maßnahme um eine CEF-Maßnahme handelt. Grundlegend 
müssen die Maßnahmen individuenbezogen geplant sein und die Bereitstellung bei Arbeitsbeginn abgeschlossen sein, damit 
Exemplaren der Art Neuntöter weiterhin kontinuierlich Brutstätten und Lebensraum zur Verfügung stehen. 

Eine geeignete Heckenstruktur besitzt eine ausreichende Höhe, ist mindestens 250 m lang und stellt Sitzwarten bereit. Sie sollte sich 
in weitestgehend offener Landschaft zur Ermöglichung des Revierüberblicks befinden. Übergangsweise ist die Sicherung von 
Neupflanzung mit dicht verzweigten Reisighaufen bzw. Gestrüppwällen möglich. Durch diese temporäre Maßnahme kann die volle 
Funktionsfähigkeit der eigentlich Maßnahmenhecke teilweise vorgezogen bzw. übergangsweise erfüllt werden (MULNV & FÖA 2021). 
Dies wurde im Entwurf des Umweltberichts erwähnt, allerdings sollte hier ein konkreteres, individuenbezogenes Maßnahmekonzept 
erstellt werden, welches die kontinuierliche Lebensraumverfügbarkeit absichert. Bislang wurden die Maßnahmen lediglich in den 
Pflanzgebotsmaßnahmen zusammengefasst. Auch eine konkrete Anzahl an Reisighaufen wurde bislang nicht genannt. 
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Planzeichnung und textliche Festsetzungen (Nr. 4) 

Zur Festsetzung kompensatorisch wirkender Maßnahmen bieten sich insbesondere die Festsetzungsmöglichkeiten nach § 9 Nr. 10, 
14, 15, 16, 18 lit. b, 20, 23 lit. a, 24 und 25 BauGB an. Die Gemeinden haben gemäß LAU (2012) jeweils Sorge dafür zu tragen, dass 
die geplanten Maßnahmen nach Art und Umfang präzise beschrieben werden, damit feststeht, auf welche Weise die planende 
Gemeinde den sich stellenden naturschutzfachlichen Konflikten zu begegnen gedenkt. Dieses Erfordernis folgt bereits aus dem 
Umstand, dass jede Rechtsgrundlage aus rechtsstaatlichen Gründen hinreichend klar und bestimmt sowie widerspruchsfrei sein 
muss. Gefordert wird hierbei nicht eine Bestimmtheit um jeden Preis, jedoch ist es aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde 
notwendig, die textliche Festsetzung korrekt in der Planzeichnung darzustellen. 

Grundsätzlich fand hier eine unzureichende Überarbeitung der Planzeichnung und der textlichen Festsetzungen statt. Es wurden 
verschiedenste Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen erarbeitet, jedoch bisher nicht vollständig festgesetzt. Weiterhin wurde die 
Maßnahme für Zauneidechsen bislang nicht als Teil des B-Plangebiets aufgenommen. Es ist daher unklar, ob diese als externe 
Maßnahme durchgeführt werden soll oder in den Geltungsbereich aufgenommen wird. Zusätzlich sollte der Erhalt des 
Abstimmhäuschens ebenfalls textlich festgesetzt werden. Die Planzeichnung sowie textlichen Festsetzungen sind daher zu 
korrigieren und ergänzen. 

Kompensationsverzeichnis (Nr. 5) 

Nach dem Runderlass des MLU vom 27.07.2005 zur Umsetzung der §§ 18 - 28 NatSchG LSA und Sicherung des nachhaltigen 
Erfolgs der durchgeführten Maßnahmen (RdErl. Informationspflichten) haben die Gemeinden gegenüber dem Landkreis als UNB 
Informationspflichten. Die unter Punkt 5.1 a-j und unter Berücksichtigung von Punkt 5.2 genannten Informationen sind in der 
entsprechenden Reihenfolge der UNB unter Beachtung der Fristen nach Bekanntmachung des B-Plans in geeigneter Weise zu 
übermitteln. 

Hierfür ist es erforderlich, der unteren Naturschutzbehörde als für die Führung des Verzeichnisses zuständigen Stelle die 
erforderlichen Angaben zu übermitteln. Das Land Sachsen-Anhalt hat hierfür die Nutzung eines digitalen Systems vorgesehen, 
welches vom Eingriffsverursacher für die Generierung der verpflichtend zur Verfügung zu stellenden Daten zu nutzen ist. Auf der 
Seite Kompensationsverzeichnis Sachsen-Anhalt - Aktuelle Umweltdaten werden die Daten jeweils getrennt für den geplanten Eingriff 
sowie für die zum Ausgleich erforderliche Kompensation erfasst. Dabei wird jeweils eine Datei generiert, die der unteren 
Naturschutzbehörde zur Prüfung und Freigabe im Landeskompensationsverzeichnis übermittelt wird. 

Hinweis: 

Das Plangebiet befindet sich in keinem verordneten, einstweilig sichergestellten oder im Verfahren befindlichen Schutzgebiet gemäß 
§§ 23 - 29 sowie § 32 BNatSchG. 
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Stellungnahme Stadt 

Der Stadtrat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Hinweise werden bei der weiteren Planung berücksichtigt und bis zum 
Satzungsbeschluss eingearbeitet. 

Die einzelnen Punkte werden wie folgt berücksichtigt: 

Nummer 1: Anpassung der Kompensationsberechnung: 

Die Kompensationsberechnung wird entsprechend angepasst und der Biotopwert auf 2 WP unter den Solarmodulen reduziert. 
Weiterhin wird der Hinweis zum Biotoptyp der vorhandenen Bestände an den Rändern des Plangebietes geändert. Aufgrund Im 
Biotopbewertungsmodell wird er Biotoptyp HHA – Strauchhecke aus überwiegend heimischen Arten- und der Biotoptyp HYA  
- Gebüsch frischer Standorte (überwiegend heimische Arten) im Ausgangszustand jeweils mit 20 WP eingestuft. Daher hat die 
Änderung der Bezeichnung/Zuordnung keine Auswirkungen auf die Kompensationsberechnung.  
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Stellungnahme Stadt 

Nummer 2: rechtliche Sicherung 

Die rechtliche Sicherung erfolgt entsprechend der Hinweise. Dazu wird ein gesonderter städtebaulicher Vertrag zwischen dem 
Vorhabenträger und der Stadt geschlossen, der eine Bürgschaft verpflichtend einfordert, welche einerseits die Herstellkosten der 
Ersatzhabitate als auch die Pflege für die kommenden 25 Jahre dieser beinhaltet. Die Bürgschaft zur Pflege soll schrittweise 
freigegeben werden (5 Jahresschritte). Als Basis für die Bürgschaft dient ein Kostenangebot einschl. einer prozentualen 
Steigerungsquote zu den notwendigen Pflegemaßnahmen. Durch die Pflegemaßnahmen soll eine Verbuschung der Habitate selbst 
und ihrer näheren Umgebung vermieden werden.  

Nummer 3 Artenschutz Nummer 3.1 Allgemeine artenschutzrechtlich Vermeidungsmaßnahmen 

Die inhaltlichen Empfehlungen des Umweltberichtes werden in entsprechende textliche Festsetzungen im weiteren Verfahren 
umgesetzt. Dazu werden die Planzeichnung und die Begründung entsprechend angepasst. Insbesondere ist bei der zukünftigen 
Verfahrensweise der Realisierung der baulichen Anlage auf die Empfehlung der Durchführung einer ökologischen Baubegleitung 
einzugehen.  

Nummer 3.2 CEF Maßnahme: Lerchenfenster in landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen  

Die CEF Maßnahme der Herstellung von Lerchenfenstern wird als CEF-Maßnahme definiert und im Umweltbericht zum Bebauungsplan 
im Kapitel 7 „Maßnahmen zum Ausgleich der Projektauswirkungen“ ab Seite 30 (Stand: UB, Entwurf) beschrieben. Die Umsetzung der 
Lerchenfenster sollen auf intensiv bewirtschafteten Ackerflächen im näheren Umfeld der Anlage in der Gemarkung Grabow erfolgen 
(Seite 33, UB). Entsprechende Vereinbarungen mit dem Flächeneigentümer zum jährlichen Umsetzungszeitpunkt und die Hinweise zu 
den anzulegenden Kulturen sind seitens des Projektträgers geschlossen worden.  

Nummer 3.3 CEF Maßnahme. Reptilienschutzzaun und Eidechsenhabitat 

Die Maßnahme wird als CEF-Maßnahme definiert und im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt. Die Herstellung der Ersatzhabitate 
ist auf dem südlich des Vorhabens gelegenen Flurstück 129/4, in der Flur 46 der Gemarkung Burg geplant (Seite 32 UB – Entwurf). 
Dieses befindet sich aufgrund vertraglicher Vereinbarungen mit dem Flächeneigentümer in Verfügungsgewalt des Vorhabenträgers. 
Zur Steuerung der Durchführung wird der in Nr. 2 erwähnte städtebauliche Vertrag zwischen Vorhabenträger und Stadt Burg 
geschlossen. Gegenstand ist dann auch die Bereitstellung einer entsprechenden Bürgschaft. Der zu verlängernde Reptilienzaun um 
diese Fläche betrifft lediglich den nördlich zum Solarpark hin anzuordnenden Zaun.  

Nummer 3.4 CEF Maßnahme. Habitatverbesserungen Neuntöter 

Die Maßnahme wird als CEF-Maßnahme definiert und im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt. Sie beinhaltet die Ergänzung der 
Vorschlagliste um dornentragende Sträucher bei der Anpflanzungen bei Hecken sowie das Anlegen von Reisighaufen bzw. 
Gestrüppwällen an den Rändern der Zufahrten auf dem Flurstück, auf dem auch die Eidechsenhabitate angelegt werden sollen 
(Flurstück 129/4, in der Flur 46 der Gemarkung Burg). Dieser Bestandteil ist dann im vorgenannten städtebaulichen Vertrag gleichfalls 
zu vereinbaren.  

Zugleich wird in den textlichen Festsetzungen die Pflanzqualität des zu verwendenden Pflanzgutes auf 100-150 cm Höhe erhöht und 
die Pflanzflächen sowie das Vorhabengebiet um einzelne Sitzwarten ergänzt. 
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Stellungnahme Stadt 

Nr. 4: Planzeichnung und textliche Festsetzungen: 

Durch die entsprechenden Überarbeitungen der textliche Festsetzungen und die Klarstellungen bezüglich des abzuschließenden 
städtebaulichen Vertrages besteht nach Einschätzung des Stadtrates kein weiterer Bedarf der Behandlung  des Hinweises Nr. 4  

Nummer 5: Kompensatztuiionsverzeichnis 

Der Hinweis bezieht sich auf die Übertragung von Maßnahmeflächen in das Kompensationsverzeichnis, welches bei den Landkreises 
geführt wird. Hierzu meldet die Gemeinde entsprechende Sachverhalte an die UNB. Die Eintragung in das Kompensationsverzeichnis 
erfolgt nach dem Satzungsbeschluss und dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

6.2. Landkreis Jerichower Land Untere Wasserbehörde vom 23.02.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Aus wasserwirtschaftlicher und -rechtlicher Sicht bestehen zum o. g. Vorhaben keine Einwände oder Bedenken. Nachfolgende 
Hinweise sind jedoch zu beachten: 

1. Laut § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Entsprechend § 78 a 
Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) soll Niederschlagswasser in geeigneten Fällen versickert oder verrieselt 
werden. 
Für die Beseitigung des Niederschlagswassers ist laut § 78 a WG LSA anstelle der Gemeinde der Grundstückseigentümer 
verpflichtet, soweit nicht die Gemeinde den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt oder 
ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhüten. 

2. Die mit der Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer (Grundwasser oder Oberflächengewässer) verbundene 
Gewässerbenutzung bedarf gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 und § 48 Abs. 1 WHG der wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist 
entsprechend § 19 WG LSA bei der Wasserbehörde separat zu beantragen. 

3. Durch die Errichtung der Photovoltaik-Anlage kann es zu Veränderungen des Bewuchses auf Grund der Verschattung und des 
veränderten Wasserhaushaltes in diesem Bereich kommen. 
Durch punktuelle Versickerung des Niederschlagswassers über z. B. Abtropfkanten am unteren Modulrand ist das Auftreten von 
Ausspülungen zu besorgen. Das von den Modulen abfließende Niederschlagswasser darf jedoch nicht zu Ausspülungen / 
Erosionen führen. Es sind Maßnahmen zur Verhinderung von Erosionen zu treffen. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

4. Schädliche Verunreinigungen von Gewässern (Grund- und Oberflächenwasser) oder sonstige nachteilige Veränderungen der 
Gewässereigenschaften sind im Zuge der Maßnahme auszuschließen. Entsprechend § 5 WHG ist die erforderliche Sorgfalt zur 
Vermeidung von Beeinträchtigungen an Gewässern anzuwenden. 

5. Maßnahmen, bei denen eine Benutzung von Gewässern nicht ausgeschlossen ist, insbesondere das Einbringen von Stoffen, die 
auswaschbare oder auslaugbare schädliche Substanzen enthalten, sind generell auszuschließen. Werden bei eventuellen 
Gewässerbenutzungen Belastungen oder Auffälligkeiten festgestellt, so ist die untere Wasserbehörde sofort zu informieren. 

6. Entsprechend § 89 Abs. 1 WHG besteht die Pflicht zum Schadenersatz für denjenigen, der in ein Gewässer Stoffe einbringt oder 
einleitet oder wer auf ein Gewässer derart einwirkt, dass die Beschaffenheit des Wassers nachteilig verändert wird. 

Gegebenenfalls erforderliche Grundwasserabsenkungen sollten im Vorfeld zu den geplanten Tiefbauarbeiten ermittelt und gemäß §§ 
8 und 9 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 WHG unter Berücksichtigung einer Vorlaufzeit von mindestens 6 Wochen bei der unteren 
Wasserbehörde beantragt werden. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 

6.3. Landkreis Jerichower Land Untere Bodenschutzbehörde vom 23.02.2026 

Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Nach derzeitigem Kenntnisstand befindet sich im o. g. Vorhabengebiet eine Altlastverdachtsfläche oder Altlast i. S. d. § 2 Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG). 

Es handelt sich bei dem Standort Nr. 30752 um den ehemaligen Sender „Freundschaft", eine ehemalige militärisch genutzte 
Liegenschaft, die im Altlastenkataster des Landkreises Jerichower Land enthalten ist. 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen zum o. g. Vorhaben keine Einwände oder Bedenken. Nachfolgende Hinweise sind jedoch 
zu beachten: 

Hinweise: 

1. Die Flächeninanspruchnahme ist auf das Nötigste zu beschränken. Für die im Rahmen der Bauausführung in Anspruch 
genommenen Flächen müssen Schutzmaßnahmen ergriffen werden, um Böden vor Verdichtung und Vernässung, 
Schadstoffeinträgen und Verschmutzung sowie Erosion zu schützen. Die allgemein gültigen Anforderungen zum Bodenschutz 
aus den aktuellen Vorgaben der einschlägigen Normen (DIN 19639, DIN 18915, DIN 19731) sind zu beachten. 
 
Weiterhin sind Regelungen zur Nachnutzung bei Nutzungsende und Bauabschluss für benötigte Flächen zur Bauwerkeinrichtung 
zu treffen, wie z. B. Rückbau und Entsiegelung der betroffenen Flächen und die Wiederherstellung in den ursprünglichen Zustand 
(Rückbau, Rekultivierung). 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

2. Die im Gutachten „Solarpark östlich von Gütter“ orientierende Erkundung „Altlastenverdacht Ergebnisbericht“ vom 10. Januar 
2024 der GGU mbH empfohlenen Maßnahmen unter Kap. 7 sind zu beachten. 
 

3. Eine fachgutachterliche Begleitung während der erdeingreifenden Maßnahmen sollte gewährleistet werden. 
 

4. Der Umgang mit Boden soll nachhaltig erfolgen. Demnach ist nach § 1 Bundes Bodenschutzgesetz (BBodSchG) Vorsorge gegen 
nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen sowie Einwirkungen auf die natürliche Funktion des Bodens so weit als 
möglich zu vermeiden. Die Vorsorgepflichten sind nach § 7 BBodSchG durch den Grundstückseigentümer, den Inhaber der 
tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück und denjenigen, der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführt oder durchführen 
lässt, zu erfüllen. 

Bodenabtrag und Wiedereinbau müssen nach den gültigen Normen entsprechend der horizontalen Schichtenlagen erfolgen. Die 
Zwischenlagerung von Bau- und Bodenmaterial hat auf geeigneten Flächen zu erfolgen. Bodenmaterial unterschiedlicher Qualität 
und Eigenschaft muss deutlich voneinander getrennt gelagert werden. Baumaterial ist nur auf befestigten Flächen zu lagern. 
Bodenmaterialen und Baumaterialien dürfen nicht miteinander vermischt oder verunreinigt werden. 
 
Die Zwischenlager sollten entsprechend dem Masseaufkommen dimensioniert und dem Verlauf des Baufortschrittes angepasst 
werden. Zu berücksichtigen sind ebenso die Lagerflächen für anfallende Rückbaumaterialien.  
 
Notwendige vollversiegelte und teilversiegelte Flächen müssen so angelegt werden, dass standortfremde Materialien wieder 
vollständig entfernt werden können. Wassergefährdende Stoffe dürfen nicht in ungeschützten Boden gelangen. Beim Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen sind entsprechende Sicherungsmaßnahmen zu gewährleisten (z. B. Auffangwannen und 
Bindemittel). Auf ungeschütztem Boden dürfen Maschinen nicht parken oder betankt werden. 
 
Alle Bodenarbeiten sind nach DIN 18915 (Landschaftsbauarbeiten) durchzuführen. Der zur Errichtung von 
Versorgungseinrichtungen, Straßen und Kabelgräben erforderliche Bodenabtrag ist zwischenzulagern, vor Verdichtungen und 
Verunreinigungen zu schützen und möglichst am Standort wieder einzubauen. 
 
Die Fläche des Eingriffs oder der temporären Beanspruchung ist möglichst gering zu halten. Erdaushub soll möglichst vermieden 
werden. Vorhandene Oberbodenschichten dürfen nicht unnötig abgeschoben werden. Noch vorhandene natürliche Böden dürfen 
nur im trockenen Zustand und möglichst nur mit leichten Baumaschinen befahren werden. 
 
Schadstoffeinträge in das Erdreich sind zum Schutz des Grundwassers und des Bodens zu vermeiden. 
 
Das Befahren von Bautabuflächen, insbesondere Ausgleichsflächen oder zukünftig genutzten unbebauten Flächen zur 
gärtnerischen Gestaltung und Bepflanzung, sofern diese nicht zur Bauwerkerrichtung dienen, ist auszuschließen. 
 
Unvermeidbare Verdichtungen des Bodens durch den Baustellenbetrieb sind zu ermitteln und durch Lockerungsmaßnahmen 
nach Abschluss der Bauarbeiten auszugleichen. 
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Stellungnahme 
(inhaltliche 
Zusammenfassung) 

Das Auf- und Einbringen von mehr als 500 m3 Materialien muss mindestens zwei Wochen vor Baubeginn der zuständigen 
Behörde angezeigt werden (§ 6 Abs. 8 Bundes Bodenschutz- und Altlastenverordnung - BBodSchV). Hierzu sind Angaben zur 
Lage der Auf- oder Einbringungsfläche, der Art und Menge der Materialien sowie der Zweck der Maßnahme anzuzeigen. 

Werden Eingriffe in das Schutzgut Boden vorgenommen, durch die eine zusätzliche Versiegelung des Schutzgutes Boden erfolgt, 
ist ein Ausgleich oder eine Kompensation durchzuführen. 

Die Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen für das Schutzgut Boden sollten bodenfunktionsbezogen erfolgen, da auch 
vorrangig das Schutzgut Boden beeinträchtigt wird. Hier sollten z. B. Entsiegelungen, Rückbau von Altanlagen, Rekultivierung von 
Altablagerungen, Schadstoffbeseitigungen im Boden oder die Wiederherstellung von natürlichen Bodenfunktionen als 
Ausgleichsmaßnahme vorrangig betrachtet werden. Nur wenn keine der vorgenannten bodenfunktionsbezogenen Maßnahmen 
möglich sind, kann auch eine andere Kompensationsmaßnahme (z. B. Ersatzpflanzungen) vorgenommen werden. 

Werden bei den Tiefbauarbeiten Kontaminationen des Bodens (Beimengungen von Fremdstoffen, farbliche und / oder geruchliche 
Auffälligkeiten im Boden) festgestellt oder ergeben sich Hinweise oder Verdachtsmomente, dass Kontaminationen erfolgt sind, so 
sind diese der unteren Bodenschutzbehörde anzuzeigen. Die Arbeiten sind dann sofort einzustellen. Eventuell schon 
ausgehobener Boden ist sicherzustellen. 

Stellungnahme Stadt Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 

nur Wertung kein Beschluss erforderlich 

 


